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Kleine Anfrage

der Abgeordneten Birte Pauls (SPD)

und Antwort

der Landesregierung – Ministerin für Justiz und Gesundheit (MJG)

Frühchenversorgung in Schleswig-Holstein – Veränderungen bei den 

Perinatalzentren Level 1- Teil 2

1. Rechnet die Landesregierung mit einer Personalfluktuation an den Standorten
und wenn ja, mit welchen Auswirkungen?

Antwort:

Hierzu kann die Landesregierung keine konkrete Auskunft geben. 
Verschiedene Strukturveränderungen in der Vergangenheit haben gezeigt, 
dass Personalfluktuation von vielen Faktoren abhängig ist. Dazu zählen unter 
anderem die geographischen Gegebenheiten, die allgemeine Infrastruktur am 
Standort, die Ausbildung der Beschäftigten sowie die weitere Entwicklung des 
Perinatalzentrums und nicht zuletzt die individuelle Verbundenheit des 
einzelnen Mitarbeitenden zu einem Standort und einer Stadt. Das Ministerium 
für Justiz und Gesundheit unterstützt am Standort vermittelnd. Dies ist in der 
Vergangenheit bei Strukturveränderungen an Standorten bereits geschehen.

2. Wie sind die Standorte UKSH Kiel und Lübeck als möglich verbleibende 
Standorte von Perinatalzentren Level 1 räumlich, technisch und personell auf 
die zusätzliche Anzahl von Frühgeburten vorbereitet?

Antwort:
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Die Planungsbehörde steht und stand im stetigen Austausch mit den 
Vertreterinnen und Vertretern der Standorte mit einem Perinatalzentrum des 
Level 1. In gemeinsamen Gesprächen wurden vergangene und erwartete 
Entwicklungen besprochen, damit die Standorte medizinstrategische 
Anpassungen vornehmen konnten und können. Die Standorte des 
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein in Lübeck und Kiel wurden dabei 
genauso betrachtet wie die weiteren Standorte. In den Prognosen 
übernehmen die Standorte aufgrund der erfüllten Mindestmengenregelung 
eine gestärkte Rolle, die im Austausch und den Planungen berücksichtigt 
werden.

3. Hält die Landesregierung es für sinnvoll, die Gewichtsvorgabe des GBA (1250
g für PN1) zu staffeln, so dass Kinder mit einem Gewicht von z.B. unter 1000 
Gramm im UKSH behandelt werden müssen, aber mit einem Gewicht über 
1000 g auch weiterhin in Heide, Itzehoe und Flensburg behandelt werden 
können und wenn ja welche Gespräche hat die Landesregierung hierzu 
geführt?

Antwort:

Die Gewichtsgrenzen sind bei den Fachgesellschaften umstritten. Das 
Ministerium für Justiz und Gesundheit befindet sich im regelmäßigen 
Austausch mit diesen und ist auch als Landesvertretung beim G-BA zu genau 
dem Thema vertreten. Den Ländern kommt beim G-BA hierzu jedoch nur eine 
beratende Rolle zu. Die Beschlüsse des Gemeinsamen Bundesausschusses 
sind für die Leistungserbringer rechtlich verbindlich. Da sich die 
Mindestmengenregelung in der Versorgung von Früh- und Reifgeborenen auf 
das Aufnahmegewicht von unter 1.250g und die Anzahl der Fälle pro Standort 
bezieht, hätte die in der Frage genannte Staffelung keinen Einfluss auf die 
Prognoseverfahren durch die Kostenträger.

4. Welche Auswirkung hat der Verlust des Status als Level 1-Klinik auf die 
Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten sowie Hebammen?

Antwort:

Das WKK Heide hat einen Antrag auf Ausnahmegenehmigung von den 
Mindestmengen für das Jahr 2025 beim Ministerium für Justiz und Gesundheit
gestellt und zusätzlich gegen das Leistungsverbot der Kostenträger Klage 
eingereicht. Somit ist nicht abschließend absehbar, welche 
Versorgungsstrukturen am WKK weitergeführt werden. Deswegen ist aktuell 
nicht beurteilbar, in welchen Ausbildungsbereichen es für Hebammen sowie 
Ärztinnen und Ärzte zu Veränderungen kommen wird. Darüber hinaus werden 
die Curricula für Ärztinnen und Ärzte durch die Ärztekammern vorgegeben 
und jene für Hebammen durch die kooperierende Hochschule eines 
Standortes. Auf diese hat das Ministerium keinen Einfluss.

5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Ausbildungen 
sicherzustellen?

Antwort:
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Wie bereits in der Antwort vier beschrieben, hat das Ministerium keinen 
Einfluss auf die Ausgestaltung der Curricula. Durch Veränderungen im 
Leistungsangebot kann es nötig werden, dass Standorte weiterführende 
Kooperationen eingehen, um ein Curriculum sicherzustellen. Da die 
Landesregierung ein Interesse an der Sicherstellung der weiteren Ausbildung 
der beiden Berufe hat, kann das Ministerium für Justiz und Gesundheit auf 
Anfrage vermittelnd zwischen Standorten agieren.


